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Lloyd George über die Türkei
Amſterdam, 27. Februar.

Nach einer Meldung des „Telegraaf“ aus London vom
26. Februar erklärte Lloyd George auf Anfragen
Nacleans und Carſons im Unterhauſe: Mit der Ver
treibung der Türken aus Konſtantinopel ſeien
ſowohl Vorteile als auch Nachteile verbunden. Die Konferenz
der Alliierten ſei nach reiflicher Ueberlegung zu dem Schluß ge
kommen, daß es am beſten ſei, wenn man die Türken in Konſtan
tinopel laſſe. Man vergeſſe oft, daß Großbritannien die größte
muſelmaniſche Macht der Welt ſei. Die Mohammedaner Jndiens
vertrauten auf das ihnen von der engliſchen Regierung gegebene
Wort. Wenn die Mohammebaner glauben müßten, daß die
Friedensbedingungen den Zweck verfolgten, die Fahne des Pro
vheten niederzuholen, um die Fahne des Chriſtentums an ihre
Stelle zu ſetzen, ſo würde dies dem britiſchen Anſehen
in Indien ſehr ſchädlich ſein. Lloyd George beſprach
hierauf die Friedensziele der Alliierten gegenüber der Türkei.
Dieſe ſeien:

1. die „Freiheit“ der Dardanellen; t
2. die „Befreiung“ aller nicht türkiſchen Gemeinſchaften von

der türkiſchen Herrſchaft;
3. „Selbſtverwaltung“ für die Gemeinſchaften, die

größten Teil aus türkiſchen Untertanen beſtehen.
Der Premierminiſter ſagte, es müßten Bürgſchaften für den

Schutz der Minderheiten gegen die türkiſche Unterdrückung ge
geben werden. Es grenzten an das Schwarze Meer ſechs oder
ſieben „unabhängige“ BSölker, und es ſei notwendig, daß
ein freier Weg beſtehe, um zu dieſen Völkern
zu gelangen. Die Türkei ſolle nicht ganz ihrer Vormund
ſchaft über die Waſſerſtraßen beraubt werden. Vor allem aber
müßten die Dardanellenforts geſchleift werden und
dürften die Türken keine Truppen im Bereiche der Waſſerſtraßen
halten. Statt deſſen hätten die Alliierten ſelbſt die Abſicht, Gar
giſonen an den Waſſerſtraßen zu errichten, mit deren Hilfe nicht
allein die Dardanellen, ſondern auch der Bosporus bewacht wer
den könnte. Die andere Löſung der türkiſchen Frage wäre die
internationale Verwaltung von Konſtantinopel geweſen. Dies hätte bedentet, daß eine Million
Nenſchen von einer Kommiſſion regiert würden, in der Eng-
land, Frankreich und Jtalien, vielleicht auch noch Rußland und
andere Länder vertreten ſein würden. Dies würde nicht nur
zur Eiferſucht Veranlaſſung geben, ſondern auch die Selbſtver-
waltung Konſtantinopels unmöglich machen und zu einer mili-
täriſchen Verwaltung führen. Die Vertreibung der Türken aus
Konſtantinopel würde auch keineswegs die Sicherheit der
Armenier gewährleiſten. Der Oberſte Rat habe ſein Möglichſtes
zum Schutze der bisher unterdrückten chriſtlichen Minderheiten
in der Türkei getan. Dieſe Minderheiten würden in Zukunft
unter der Hut Großbritanniens, Frankreichs und Italiens
ruhiger und ſicherer leben können. Lloyd George ſchloß: Wir
begbſichtigen, den Türken die Herrſchaft über alle nicht türkiſche
Raſſen zu nehmen, die ſie früher ſo ſchmerzlich unterdrückten, und
wir berauben ſie der Herrſchaft über die Waſſerſtraßen nach dem
Schwarzen Meer, die ihnen in der Vergangenheit ermöglichten,
ſo viel Unheil anzurichten.
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Die Urteile des Reichsgerichtes
(Von unſerem kk-Sonderberichterſtatter.)

BVaſel, 27. Februar.
Der Pariſer „Temps“ berichtet, daß der Rat der Alliierten

die Vorlegung der Urteile im Leipziger Ge-
richtshof, welche urſprünglich nur drei Monate betragen
ſollte, in einer Sitzung am Mittwoch auf fünf Monate feſt
geſetzt hat.

Der Vormarſch der Bolſchewiſten
Prag, 27. Februar.

Die Prager Blätter veröffentlichen einen Funkſpruch
aus Moskau, wonach die Roten Armeen infolge des Ableh-
nung des ruſſiſchen Friedensangebotes durch die Entente an
der ganzen Front, welche von Norden nach Süden am
Ufer der Vereſina führt, in zähem Kampfe ſtehen ſollen.
Auf einer Front von über 1000 Kilometer ſoll der Kampf wieder
aufgenommen worden ſein. Beſonders heftig wird an der
Eiſenbahnlinie Riga-Orel zwiſchen den Bol-

ſchewiſten und den Polen gekämpft.

Die Reichskonferenz der Kommuniſten
aufgehoben

Karlsruhe, 28. Februar.
Die Polizeidivektion Karlsruhe hat am Donnerstag in Dur-
eine im geheimen tagende Reichskonferenz der

Kommuniſtiſchen Partei Deuiſchlands aufge
e n, um zuge ob ſich unter den Teilnehmern geſuchte

erſönlichkeiten (ruſſiſche Kuriere) befinden. Sämtliche 81 Teil
nehmer wurden nach der Poligzeidirektion Karlsruhe gebracht.
Unter ihnen befinden z meiſt Norddeutſche, viele Frauen,
unter ihnen Klara Zetkin, und zahlreiche Vertreter aus
eſterreich, Polen, Rußland und der Schweiz. Die

Reichsangehörigen wurden nach Feſtſtellung der Perſonalien
wieder auf freien Fuß geſetzt. Die Ausländer dagegen werden
bis zur Durchführung des Ausweiſungsverfahrens vorläufig in
aft behalten. Aus den den Teilnehmern abgenommenen

ieren geht daß ſich die Konferenz mit der wirtſchaft
n Notlage Deutſchlands te, s ihr die politiſchene e e e e Menee
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Die neue preußiſche Verfaſſung
Die preußiſche Verfaſſung liegt heute im Druck vor. Wir

geben aus ihren 69 Paragraphen die wichtigſten nachſtehend
wieder:

Abſchnitt I: Der Staat.
S 1. Preußen iſt eine Republik und ein Glied des

Deutſchen Reiches.

Abſchnitt II: Die Staatsgewalt.
S 3. Träger der Staatsgewalt iſt die amtheit desdeutſchen Volkes. x Seiwte
8 3. Das Volk gibt ſeinen Willen über die Staatsange

legenheiten durch den von ihm gewählten Landtag kund.
z 4. Das Staatsminiſterium führt namens des

Volkes die Regierung. JAbſchnitt III Der Landtag.
S 9. Der Landtag wird in allgemeiner, gleicher, unmittel-

barer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Vexhältnis-
wahl auf 4 Jahre gewählt.

Nach Ablauf der Wahlperiode oder nach erfolgter Auflöſung
müſſen Neuwahlen innerhalb von 60 Tagen ſtattfinden.

s 10. Das Staatsminiſterium kann den Landtag auflöſen,
vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 87.

g. 15. Der Präſident verwaltet die geſamten wirt-
ſchaftlichen Angelegenheiten des Landtags nach
Maßgabe des Staatshaushaltsgeſetzes mit den Befugniſſen
eines Staatsminiſters. Jhm ſteht die Ernennung und
Entlaſſung der planmäßigen Beamten des Landtags, ſowie die
Annahme und Entlaſſung der Lohnangeſtellten, ferner die Dienſt
aufſicht über ſämtliche Beamte und Angeſtellte zu. Er vertritt denStaat in allen Rechtsgeſchäften und ſiechtsſtreitigteiten ſeiner

Verwaltung. Er übt das Hausrecht und die Poligeigewalt im
Landtagsgebäude aus.

S 16. Der Landtag iſt beſchlußfähig, wenn die Mehrzahl
der geſetzlichen Anzahl ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Für die
vom Landtag vorzunehmenden Wahlen kann ſeine Geſchäfts
ordnung Ausnahmen zulaſſen.

s 20. Der Landtag hat das Recht und auf Antrag voneinem Fünftel ſeiner Mitglieder die Pflicht, ündeeſugumr-

ausſchüſſe einzuſetzen. Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher
Verhandlung die Beweiſe, die ſie oder die Antragſteller für er
erforderlich erachten uſw.

S 21. Der Landtag beſtellt zur Wahrung der Rechte der
Volksvertretung gegenüber der Regierung für die Zeit außer
halb der Tagung und zwiſchen der Beendigung einer Wahl
periode oder der Auflöſung des Landtages und dem Zuſammen
tritt des neuen Landtages einen ſtändigen Ausſchuß. Dieſer
hat die Rechte eines Unterſuchungsausſchuſſes.

Abſchnitt IV: Das Staatsminiſterium.
S 28. Das Staatsminiſterium beſteht aus dem Miniſter

präſidenten und den Staatsminiſtern.
s 26. Der Präſident des Landtages beruft den Miniſter

präſidenten und auf deſſen Vorſchlag die übrigen Staatsminiſter.
S 27. Der Miniſterpräſident beſtimmt die Richtlinien der

Regierungspolitik. Er führt im Miniſterrat, dem ſämtliche
Staatsminiſter angehören, den Vorſitz. Seine Stimme gibt bei
Abſtimmungen im Falle der Stimmengleichyeit den Ausſchlag.
Er beginnt ſeinen Vertreter für den Fall der Behinderung.
Jm übrigen ſind der Miniſterpräſident und die Staatsminiſter
gleichgeſtellt. Jeder Staatsminiſter verwaltet die Angelegenheiten
ſeines Miniſteriums ſelbſtändig die Geſchäftsverteilung
und der Geſchäftsbetrieb des Staatsminiſteriums werden durch
dem Staatsminiſterium zu erlaſſende Geſchäftsordnung ge
vegelt.

S 82. Das Staatsminiſterium ernennt die Beamten. Es
darf das Ernennungsrecht durch eingelne Staatsminiſter oder
andere Behörden ausüben laſſen.

g 33. Das Staatsminiſterium ernennt die Mitglieder des
Reichsrats, ſoweit ſie nicht gemäß Artikel 63 der Verfaſſung des
Deutſchen Reiches von den Provinzialverwaltungen beſtellt werden.

S 34 gibt dem Staatsminiſterium das Recht der Be
gnadigung.

S 35. Wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
oder die Beſeitigung eines ungewöhnlichen Notſtandez
es dringend erfordern, kann, ſofern der Landtag nicht verſammelt
iſt, das Staatsminiſterium in Uebereinſtimmung mit dem in
S 21 der Verfaſſung vorgeſehenen ſtändigen Ausſchuffe Ver
ordnungen, die der ung nicht zuwiderlaufen, mit
Geſetzeskraft erlaſſen. Dieſe Verordnungen ſind dem
Landtag bei ſeinem nächſten Zuſammentreten zur Genehmi-

p37 r D. en n d. ſo iſt dierordnung durch Bekanntmachung in etzjammlung alsbald außer Kraft zu ſetzen. v 2
S 86. Die Staatsminiſter leiſten beim Amtsantritt den

Eid, daß ſie ihre Geſchäfte unparteiiſch, zum Wohle des Volkes
und getreu der Verfaſſung und den Geſetzen führen wollen.

5 87. Das Staatsminiſterium als ſolches und jeder einzelne
Staatsminiſter bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens
des Volkes, das dieſes durch den Landtag bekundet. Der Land
tag kann dem Staatsminiſterium od r einem einzelnen Staats
re durch ausdrücklichen Beſchluß ſein Vertrauen ent
ziehen.Der Antrag auf Stellung der Frage, ob ein Staats
miniſter das Vertrauen der Landesverſammlung beſitzt. muß von
mindeſtens dreißig Abgeordneten unterzeichnet ſein. Er kann als

an u d m Beſprechung eingeörachtn. Ueber den Antrag darf früheſtens am iten efeiner Beſprechung abgeſtimmt werden. w Tone was
Ueber die Vertrauensfrage muß namentlich abge

n werden. Der Beſchluß auf Entziehung des Vertrauens
ſt nur wirkſam, wenn ihm mindeſtens die Hälfte der Ab
geordneten zuſtimmt, aus denen zurzeit der Abſtimmung

der Landtag beſteht. Wird der Beſchluß gefaßt, ſo müſſen die
davon betroffenen Miniſter zurücktreten. Das Recht des S 10
ſteht dem Staatsminiſterium nicht mehr zu.

Dieſe Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung für
den Fall, daß das Staatsminiſterium in ſeiner Geſamtheit oder
ein Staatsminiſter die Vertrauensfrage ſtellt.

F 38. Der Landtag iſt berechtigt, jeden Miniſter vor dem
Staatsgerichtshof anzuklagen, daß er ſchuldhafterweiſe die Ver-
faſſung oder die Geſetze verletzt habe. Der Antrag auf Erhebung
der Anklage muß von mindeſtens einhundert Mitgliedern des
Landtages unterzeichnet ſein und bedarf der Zuſtimmung der
für Verfaſſungsänderungen vorgeſehenen Mehrheit. Die Zu-
ſammenſetzung des Staatsgerichtshofs, das Verfahren vor ihm
el die ihm zuſtehenden Entſcheidungen werden durch Geſetz ge-
regelt.

S 89 behandelt den Rücktritt eines Staatsminiſters.
Abſchnitt V: Die Geſetzgebung.

F 40. Das Recht, Geſetze vorzuſchlagen, ſteht dem
Landtage und der Regierung zu.

S 41. Das Staatsminiſterium hat die vom Landtage ord-
nungsmäßig beſchloſſenen Geſetz binnen Monatsfriſt zu
verkünden, wenn es nicht von ſeinem Rechte, den Landtag
aufzulöſen, Gebrauch macht.

g 42 betrifft Form und Zeitpunkt der verbindlichen Kraft
der Geſetze.

S 48. Geſetzesvorlagen, die der Landtag abgelehnt hat,
können in demſelben Sitzungsabſchnitt nicht wieder vorgebracht
werden.

Abſchnitt VI Finanzweſen.
F 44. Der Landtag ſorgt durch Bewilligung der er-

ferderlichen laufenden Mittel für die Deckung des
Stgatsbedarfs. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates
müſſen für jedes Rechnungsjahr veranſchlagt und auf den
Haushaltsplan gebracht werden.

Die Ausgaben werden in der Regel für ein
Jahr bewilkigt; ſie können in beſonderen Fällen auch für
eine längere Dauer bewilligt werden. Jm übrigen ſind Vor
ſchriften im Haushaltsgeſetz unzuläſſig, die über das Rechnungs-
jakr hinausreichen oder ſich nicht auf die Einnahmen und Aus
gaben des Staates oder ihre Verwaltung beziehen.

g 45 regelt die Ermächtigung des Staatsminiſteriums zu
Ausgaben für den Fall, daß bis zum Schluſſe eines Rechnungs
jahres der Haushaltsplan für das folgende Jahr nicht durch
Geſetz feſtgeſtellt iſt.a tgee Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei

für Ausgabenaußerordentlichem Bedarf und in der Regel nur f
zu werbenden Zwecken beſchafft werden. Eine ſolche Be
ſchaffung ſowie die Uebernahme einer Sicherheitsleiſtung zu
Laſten des Staats dürfen nur durch Geſetz erfolgen.

s 47. Beſchlüſſe des Landtags, welche Mehra usgaben
außerhalb des Staatshaushaltsplanes in ſich ſchließen oder für
die Zukunft mit ſich bringen, müſſen zugleich Beſtimmung über
die Deckung dieſer Mehrausgaben treffen.

48. u aushaltsüberſchreitungen, unnur iandgät a en Ausgaben iſt die nachträgliche
Genehmigung des Landtags erforderlich. Haushaltsüberſchrei
tungen und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der vor
herigen Zuſtimmung des Finanzminiſters. Sie darf nur im
Falle eines unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſes
erteilt werden.s 49 betrifft die Prüfung der Rechnungen über den Staats
haushaltsplan durch die Oberrechnungskammer

s 50. Zur Mitwirkung bei Geſetzen von finanzieller Be
deutung gemäß F 656 wird ein Finanzrat gebildet.

Dem Finanzrat gehören an:
1. Die nach Artikel 68 der Reichsverfaſſung von den Pro

vinzialverwaltungen beſtellten preußiſchen Mitglieder des Reichs
rates.

2. Kraft amtlicher Stellung für die Dauer ihres Amtes der
Präſident der Oberrechnungskammer, der Präſident der preußi
ſchen Staatsbank (Seehandlung), der Präſident der Hauptver-
waltung der Staatsſchulden und der Präſident der Zentral
genoſſenſchaftskaſſe.

8. Durch den Landtag zu wählende Mitglieder, die an Zahl
mit den unter 2 genannten ſo viel betragen müſſen, wie die
unter 1 aufgeführten Mitglieder.

g 651. Der Finanzrat tagt am Sitze der Regierung. Er ver
ſammelt ſich, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. Er wird vom
Vorſitzenden berufen. Er iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die
Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. Die Beſchlüſſe werden
nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorſißenden den Ausſchlag.

t 52. Der Finanzrat wählt ſeinen Vorſitzenden und
ſeinen Schriftführer, ſowie deren Stellvertreter. Er regelt ſeinen
Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung.

S 53. Die Sitzungen des Finanzrats ſind nicht öffentlich.
Die Beſtimmungen des F 190 finden entſprechende Anwendung.

8 Kein Mitglied des Finanzrats darf zu irgendeiner
Zeit wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübunſeines Berufs getanen Aeußerungen gerichtlich oder dienſtlich

verfolgt oder ſonſt zur Verantwortung gezogen
werden.

g 55. Die Mitglieder des Finanzrats erhalten eine Ent
ſchädigung nach Maßgabe eines Geſetzes.

z 56. Die Zuſtimmung des Finanzrates iſt einzuholen-
1. Wenn der Landtag Ausgaben beſchließen will, die über

den von der Staatsregierung vorgeſchlagenan oder bowilligten
Vetrag hinausgehen.

2. für neue Steuern,
8. für die Aufnahmen von Wehen und Reber nahmen von

Bürgſchaften,



a. für Ausgaben, für die noch keine Deckung vorhanden iſt,
oder für die Decung durch Anleihen erfolgen ſoll.

8 57. Beanſtandet der Finanzrat ein unter S 56 Ziffer 1
bis 4 fallendes Geſetz oder einen unter dieſe Vor chriften
fallenden Beſchluß ſo hat er dies innerhalb weier
Wochen dem Landtag mitzuteilen und innerhalb
weiterer zwei Wochen ſchriftlich zu begründen. Die

Angelegenheit unterliegt alsdann erneuter Beſchlußfaſſung des
Landtags. BVeſchließt der Landtag mit Zweidrittelmehrheit, an
ſeinem früheren Beſchluß feſtzuhalten, ſo hat es bei letzterem
ſein Bewenden, ſofern nicht die Staatsregierung von dem Recht
der Auflöſung des Landtags Gebrauch machen will.

Abſchnitt VIII Die Staatsbeamten.
F 60. Die Staatsbeamten können wider ihren Willen nur

unter den geſetzlich vorgeſchriebenen Vorgaus
ſehunngen und Formen entlaſſen einſtweilig oder end
gültig in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt mit Leringeren
GEchalt oder Rang verſetzt werden.

S 66. Aenderungen der Verfaſſung können nur beſchloſſen
weorden, wenn wenigſtens zwei Drittel der geſetzlichen Mit
gliederzahl des Landtages zuſtimmen.

Abſchnitt IX: Uebergangs und Schlußbeſtimmungen.
Aus ihm, iſt hervorzuheben: 68. Die Befuganiſſe,

welche nach den früheren Geſetzen, Verordnungen und er
trägen dem König zuſtanden, gehen auf das Staats
miniſte rium über.

8 68. Verfaſſungsſtreitigkeiten werden vom Staatsgerichts-
hof entſchieden.

Der Aelteſtenrat der Preußiſchen Landesverſammlung be
ſchloß geſtern, den Geſetzentwurf über die Auseinanderſetzung mit
der Krone am kommenden Dienstag auf die Tagesordnung zu
ſetzen. Ohne Widerſpruch wurde ferner beſchloſſen, die Frage
des Friedensſchluſſes mit Sowjet- Rußland vorläufig nicht zu
behandeln. Der Antrag Graef (Frankfurt, Soz.) über dieſe
Frage wurde zurückgezogen, und auch die förmliche Anfrage der
l wigen hierüber wird nicht auf die Tagesordnung
ommen.

Verfaſſungswidrige
Nationalverſammlung

Berlin, 27. Februar, nachm. 8 Uhr.
Auf eine Anfrage der Abg. Frau Zietz (U. S.) wird von der

Regierung geantwortet: Die Geſangenen des Militärgefängniſſes
Kaiſertrutz in Görlitz, die meiſtens wegen Diebſtahls, Unter
ſchlagung uſw. gefangen ſitzen, werden mit Leibwäſche ange
meſſen verſorgt und erhalten die ihnen zuſtehende Ernährung.

Auf eine Anfrage Nuſchke (Dem.) wird geantwortet: Die
Jnſtandſetzungsarbeiten an Kraftwagen der Reichswehr konnten
nicht weiter dem in Auflöſung bogriffenen Reichsverwertungsamt
überlaſſen bleiben. Die einzelnen Kommandos nehmen dieſe
De vor, ohne daß dadurch eine Verteuerungsgefahr
entſteht.

Auf eine Anfrage Jrl (Ztr.) wird geantwortet, daß bei der
Beſchaffung von Bekleidung für die Entlaſſenen
des Heeres das Handwerk nach Möglichkeit berückſichtigt
wurde und auch weiter berückſichtigt wird.

Auf eine Anfrage Mumm (Dtſchntk.) wird geantwortet,
daß wegen der ſchwierigen Vermögenslage derLandesverſicheruüngs anſtalten und Sonderanſtalten
dieſe an der Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert ſind, und
daß das Reichsarbeitsminiſterium einen Geſetzentwurf vor
Dre der der Nationalverſammlung in nächſter Zeit zugehen
wird.

Auf eine Anfrage von Frau Dr. Schirmacher (Dtſchntk.)
wird geantworret, daß die Regierung alles getan hat,um die ſchleunige Heimſchaffung der deutſcher
Kriegsgefangenen in Japan zu betreiben. Mehrere
Toansporte ſind bereits angekommen, andere ſind unterwegs.

Auf eine Anfrage von Frau Dr. Schirmacher (Dtſchntl.)
wird geantwortet, daß die Regierung bei der franzöſiſchen
Regierung Vorſtellungen dagegen erhoben hat, daß für
jeden lebend eingebrachten Flüchtling aus den deutſchen Ge
fangenenlagern 25 Franken, für jeden toten aber 50 Franken
gezahlt würden. Eine Antwort ſei nicht erfolgt. (Hört,
r Die Vorſtellungen ſeien in dringender Form wieberho?t
worden.
Auf eine Anfrage Frau Zietz (U. S.) wird geantkwortet, daß
ein großer Teil unſerer internierten Seeleute aus
v eie hier eingetroffen iſt. Alles Nötige ſei veranlaßt, um

weitere Heimſchaffung zu beſchleunigen. n Jn-
fluenza ſeien über 600 Perſonen auf dem Toansporte verſtorben.

Auf eine Anfrage Frau Agnes (U. S.) wird geantwortet,
daß die mangelhafte Kohlen verſorgung von
Düſſeldorf, wodurch die Arbeiter vieler Betriebe feiern
müſſen, auf die mangelhafte Förderung der Bergwerke und aufden Eiſenbahnerſtreik zurückzuführen ſei.

Auf eine Anfrage Duſche (D. Vpt.) wird geantwortet,die Regierung zur Linderung der Notlage der t

e aus ElſaßLothringen das Nötige tun und weiter tun
werde.

Auf eine Anfrage Kennegott (Soz.) wird geantwortet,
daß Lederſendungen ins Ausland nur in be
ſchränktem Maße geſtattet ſind, und zwar nur von
eingeführten Rohhäuten, nicht aber von einheimiſchen
Rohhäuten. Ein gewiſſer Progzentſatz, 75 Prozent, der Leder aus
eingeführten Rohhäuten exportiert werden, damit wir
Deviſen haben.

Es folgt die zweite Beratung des Entwurfes eines Reichs
einkommenſteuergeſetzes.

Mit der Beratung der Paragraphen 1 wird eine allgemeine
Ausſprache verbunden.

Abg. Dr. Blunck (Dem.) als Berichterſtatter, beziebt ſich auf
den ſchriftlichen Bericht. Inzwiſchen ſeien eine groſſe Reihe von
Eingaben eingegangen. Eine ſolche der rheiniſcheweſt
fäliſchen Handelskammern proteſtiert gegen die Ueber-
haſtung bei der Beratung dieſes Geſetzes, das eine ſachliche
Prüfung unmöglich mache. Demgegenüber ſei zu ſagen, daß
dieſes Geſetz ſeit drei Monaten bekannt ſei. Die Nationalver-
ſammlung habe keineswegs die Steuergeſetze über
ſtürzt, ſondern eingehend beraten. Der Ausſchuß habe die
vielen Abänderungsanträge auf das gufmerkſamſte geprüft. Eine
ſolche verhetzende Behauptung müſſe zurückgewieſen werden.
(Zuſtimmung.)

Morgen 1 Uhr: Fortſetzung.
Schluß gegen 5 Uhr.

Die Erzbergerkriſe

(Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatter.)
Berlin, 27. Februar.

Jn der Nationalverſammlung waren am Freitag nachmittag
und abend faſt ſämtliche Fraktionen verſammelt, wohl
zumeiſt, um zu dem Fall Erzberger und den ſich daraus er
gebenden politiſchen Konſequenzen Stellung zu nehmen. Die
Aufmerkſamkeit richtete ſich natürlich vor allem auf die Sitzung
der Zentrumsfraktion, die lange dauerte, anſcheinend aber zu
einem Ergebnis noch nicht gekommen iſt. Jedenfalls waren die
übrigen Mehrheitsfraktionen bis ſpät nachts vom Beſchluß des
Zentrums noch nicht unterrichtet. Die Abſicht, im Bedarfsfalle
eine interfraktionelle Beſprechung, ſei es am Freitag, ſei es im
Laufe des Sonnabends, einzuberufen, ſcheint vorläufig aufge-
geben zu ſein.

Die demokratiſche Fraktion hatte ſich unmittelbar
nach dem Plenum verſammelt, und zwar zu dem Zweck, um
über die politiſche Lage zu verhandeln. Da aber die demokrati-
ſchen Miniſter in der Kabinettsſitzung feſtgehalten wurden, ver-
brachte man die Zeit bis 7 Uhr abends mit der Erörterung wirt-
ſchaftlicher Fragen.

Wie von den Kreiſen der demokratiſchen Fraktion, ſo wird
auch von anderen führenden parlamentariſchen Perſönlichkeiten
auf das beſtimmteſte verſichert, daß auch ſeitens des Reichs-
kabinetts in der Angelegenheit Erzberger eine Entſcheidung nicht gefallen ſei. Wenn heute in den
Wandelgängen des Reichstages ſogar ſchon der Name eines Nach
folgers, des ebenfalls dem Zentrum angehörenden Oberbürger
meiſters Adenauer, genannt wurde, ſo wurde dies völlig in
das Gebiet der Kombination verwieſen.

Proteſt der Zigaretten Induſtriellen
Der „Reichsarbeitgeber- Verband der Ziga-

retteninduſtrie“ faßte in ſeiner Hauptverſammlung in
Berlin, die aus allen Teilen Deutſchlands ſehr zahlreich beſucht
war, endeisss Entſchließung

Die Hauptverſammlung des Arbeitgeberverbandes der
Zigaretteninduſtrie muß die vom Reichsfinanzminiſterium vorge-
ſchlagenen Aenderungen des neuen Tabakſteuergeſetes ab
lehnen; die Zigarette kann unter den heutigen Verhält
niſſen eine Belaſtung im Rahmen der vom Reichbsfinangz-
miniſterium vorgeſchlagenen „Ermäßigung“ der Steuerſätze wicht
tragen. Die Induſtrie iſt der feſten Ueberzeugung, daß eine
derartige Belaſtung zu einem ſtarken Konſumrückgang
und zu einer ſtarken Einſchränkung, wenn nicht völliger Still
legung der Zigaretteninduſtrie führen muß. Das
Reichsfingnzminiſterium glaubte von ſeinen Vorſchlägen nicht
abgehen zu können, obgleich die Vertreter der Jnduſtrie auf die
Folgen bei den Verhandlungen hingewieſen haben.

Die Hauptverſammlung bedauert, daß die Induſtrie ge
zwungen war, Angeſtellten und Arbeitern zu kündigen. Sie
weiſt den Vorwurf, daß die Kündigung lediglich ein Druckmittel
ſein folle, mit aller Entſchiedenheit zurück und iſt der feſten
Ueberzeugung, daß die Kündigung zur Entlaſſung einer großen
Anzahlt von Arbeitern und Angeſtellten führt, falls den be-
rechtigten Wünſchen der Induſtrie nicht entſprochen wird.

Die Hauptverſammlung muß es entſchieden zurückweiſen,
daß die Belaſtung der Zigarette von den vermeintlichen Jnter-
eſſen der Zigarreninduſtrie maßgebend beeinflußt wird. Sie
verlangt, daß allein die Verhältniſſe der Zigaretteninduſtrie aus
ſchlaggebend ſein müſſen in allen dieſe Induſtrie betreffenden
Fragen. Allein ſchon die gewaltige wirtſchaftliche Bedeutung be

725ige die Zigaretteninduſtrie zu dieſer Forderung. Sie er
hebt dieſe Forderung aber auch nicht zuletzt im Jntereſſe ihrer
Arbeiter, die ebenſo gut ein Recht auf Arbeit und Exiſtenz haben

wie die anderer Jnduſtrien. t
I. Traub über die Kuslieferungsfrage

Vor einer ſtark beſuchten Verſammlung des Deutſchnatio
nalen Vereins der Kolonie Grunewald ſprach am letzten Diens.
tag abend Pfarrer D. Traub, M. d. N., über „Die Haltung der
Deutſchyationalen Fraktion in der Nationalverſammlung“, Der
Redner führt u. a aus: Es ſei ein Skandal, daß man die
Nationalverſammlung, die gar keine Daſeigs,
berechtigung mehr habe, noch beſtehen laſſe. Die
Deutſchnationalen müßten den Ruf nach den Neuwahlen
immer wieder mit großer Stärke erheben.

Dann ging Pfarrer Traub auf die Auslieferungs.
frage ein. Es ſei ein enttäuſchendes Vild, daß die deutſchen
Philiſter mit dieſer unſerer Regierung jetzt zufrieden ſeien. Sie
glauben, die Regierung habe einen Erfolg der Entente gegen
über errungen. Jn Wahrheit aber ſei kein Erfolg zu ver
zeichnen, nichts gebeſſert, ſondern die Karre wäre durch die Re-
gierung erſt recht in den Dreck gefahren worden. Jm Oktober
1919 ſei von der Nationalverſammlung ein Geſetz zur Aburtei-
lung von Kriegsverbrechen, für das auch die Veutſchnationalen
geſtimmt haben, angenommen worden. Es war dies eine rein
interne deutſche Angelegenheit. Durch die Note
vom 25. Januar habe die Regierung dieſes Geſetz für einen
anderen Zweck ausgenutzt und auf das Gebiet einer rein
äußeren Angelegenheit verſchoben. Die Regierung
habe mit dieſem Verfahren das deutſche Volk gebunden und die
Auslieferungsſache umgebogen in eine rein juriſtiſche Rechts
deduktion. Es ſei bösartig von der Regierung, den Standpunkt
der phyſiſchen Unmöglichkeit anzunehmen, anſtatt die Aus
lieferung aus Fragen der Ehre entrüſtet abzulehnen. Nicht
phyſiſch, ſondern ſittlich ſei die Auslieferun
unmöglich. Was Herr v. Lersner tat, indem er die An
nahme der Note verweigerte, war die ſelbſtverſtändliche Folge
des Ehrgefühls. Der Außenminiſter Müller habe indeſſen die
Annahme nicht verweigert. Der Redner betonte ſo
dann, auf die Feſtſtellung Wert zu legen, daß weder im Aus
ſchuß für auswärtige Angelegenheiten, noch in der Nationalver-
ſammlung die Note der Entente zur Sprache gekommen ſei
Deutſchland habe ſich durch nichts mehr geſchadet als durch Pro
teſte, von denen man immer wußte, daß ſie nicht ernſt zu nehmen
ſeien. Die Alliierten hätten ihr Auslieferungsbegehren nicht
zurückgezogen, ſondern nur vertagt. Es ſchwebe die
Auslieferung wie ein Damoklesſchwert über dem Verfahren es
Reichsgerichts in Leipzig. Ferner hätten die Feinde die Auf
hebung der Amneſtie für Kriegsverbrechen und die Wiederauf
nahme der bereits durchgeführten Verfahren angeordnet.
deutſche Recht werde ſomit kurzerhand verge-
waltigt. Es gäbe aber auch eine Grenge, wo Recht zur Un
gerechtigkeit werde. Dieſe Grenze ſei die Ehre der Nation,
Es ſei ein großer Skandal, daß wir Deutſche uns dazu herbej-
baſſen, unſere Heerführer und Soldaten auf Befchl der Entente
vor Gericht zu ſtellen. Man ſolle nur bedenken, welche Senſation
die Prozeſſe bringen würden und wie unendlich viel ehrloſe
hen es in Deutſchland gäbe, die das Gebot vergeſſen
aben:

Nächſten“.

Das

Das Gold rolle, und man werde Dutzende von
Zeugen finden, die alle möglichen Unwahrheiten ausſagen, um
ihre Führer zu beſchmutzen. Es ſei nicht Draufgängerei, wenn
die Deutſchnationalen das Mißtrauen zur Regierung bewahrt
haben, was ſie bisher hatten. Auch die Macht der Entente habe
ihre Grenze. Jm weiteren Verlauf ſeiner Rede
Pfarrer Traub die auswärtige Politik und insbeſondere die
ſeiner Meinung nach völlig falſche Beſetzung der Ge.
ſchäftsträgerpoſten. Man müſſe ſich wundern, daß das
Volk dieſe Regierung noch immer weiter beſtehen laſſe. Nur die
alten Kräfte könnten unſerm Lande helfen. Die nationale
Empfindung halte die Partei zuſammen. Es ſei der beſte Be
weis dafür, daß wirtſchaftliche Jntereſſen nicht vertreten werden,
darin zu erblicken, daß alle Kreiſe vom chriſtlichen Arbeiter bis
zum Rittergutsbeſitzer in der Partei vertreten ſeien. Mit dem
Appell an die Anweſenden, aufs ſchärfſte für die Partei zu
arbeiten, bis der Erfolg errungen ſei, ſchloß der Redner ſeinen
mit langanhaltendem Beifall aufgenommenen Vortrag.

Kraber und Bolſchewiſten
Baſel, 27. Februar.

Die „Times““ melden aus Kairo: Nach zuverläſſigen Nach
richten aus Damaskus nimmt die nationale Er-
hebung unter den Arabern in Shyrien an Ausdehnung

Die Araber haben mit den Bolſchewiſten einZahlreiche, in den türkiſchen Heeren
zu.
Bündnis geſchloſſen.
ſtehende Beduinen erklärten ſich bereit, die militäriſche Bewaff-
nung der Eingeborenen, welche 500 000 Köpfe zählen, zu über
nehmen, um ein Freiwilligenheer zur
gung von Syrien heranzubilden.

(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
54] Roman von Lola Stein.
„Amerikanisches Copyright 1919 by Carl Duncker, Berlin.

Eine Bewegung ging durch den Raum. Maja. Lindner
ſah mit großen erſchrockenen Augen auf den Staatsanwalt.
Jhr Verteidiger kam ihr zu Hilfe.

Der noch ziemlich junge Rechtsanwalt, der indes als
Verteidiger bereits einen Ruf beſaß, war erſchüttert von
dem harten Geſchick ſeiner Klientin, die er ebenſo heiß be
mitleidete wie bewunderte. Er war ihr menſchlich nahe
getreten in den Monaten ihrer Unterſuchungshaft, war der
einſamen, verzweifelten Frau ein Freund geworden. Und
war ſtolz auf ihr Vertrauen.

Er widerſprach dem Staatsanwalt nun heftig und be
redt. Die Angeklagte ſprach die lautere Wahrheit, ſie konnte
bei ihrer Vernehmung unmöglich ein Hehl aus ihrer unglück
lichen Ehe machen. Was aber hatte dies mit ihrer vermeint
lichen Schuld zu tun? Hätte ſie, wie das Gericht annahm,
ihren Gatten allmählich vergiftet, ſo wäre ja die Aus
einanderſetzung über eine Scheidung oder Trennung voll
ſtändig zwecklos geweſen.

Der Staatsanwalt enkgegnete, daß dieſe Unterredung
vielleicht abſichtlich gewählt ſei, da die Angeklagte vor dem
letzten entſcheidenden Schritt, der den Tod des Gatten her
beiführen mußte, doch vielleicht gezaudert habe.

„Aber gerade dieſe Unterredung mußte den Mann
doch mißtraniſch machen, und hat ihn in der Tat mißtrauiſch
gemacht,“ rief der Anwalt, „denn er hat nach derſelben
Dr. Bronſart überhaupt nicht mehr mit ſeiner Frau zu
ſammenkommen laſſen. Sein Verdacht, daß ſeine Frau nicht

nur von ihm loskommen, daß ſie vielmehr ihre
haben wollte, um ſich einem anderen Manne zu verbinden,
war rege geworden. Wäre ein Giftmord beabſichtigt ge
weſen, ſo hätte dieſe a Lindner wohl nicht die Dumm-

zu machen. Gerade dieſe Unterredung über die Möglichkeit
einer Trennung zeugt von ihrer Unſchuld und ihrem guten
Gewiſſen.“

Der Vorſitzende wandte ſich wieder an Maja.
„Sie wiſſen, daß einwandfrei feſtgeſtellt wurde, daß

Jhr Gatte an den Folgen von Gift geſtorben iſt, wie er
klären Sie dieſe Tatſache?“

„Mein Mann war Morphiniſt,“ ſagte Maja Lindner,
„vielleicht hat er aus Verſehen zu viel von dem Gift ge
nommen.“

„Sie haben vor dem Unterſuchungsrichter ausgeſagt,
daß Jhnen die Morphiumleidenſchaft Jhres Gatten niemals
aufgefallen iſt.“

„Aber Dr. Bronſart hatte mir davon geſprochen.“
„Wann war das?“
„An jenem Abend, als das Feſt bei Kroll ſtattfand.“
„Und vorher wollen Sie ſelbſt nie etwas davon be

merkt haben?“ Sie ſchüttelte den Kopf. Fiel Jhnen nach
jenem Abend etwas auf, ſicherlich haben Sie Jhren Gatten
doch daraufhin beobachtet?“

„Geſehen habe ich nie, daß er Morphium nahm. Aber
mir fiel auf, daß er an Tagen, an denen er ſich elend fühlte
und über ſchreckliche Schmerzen klagte, plötzlich friſch
wurde, die Schmerzen verſchwanden auf einmal, er war
guter Laune, förmlich heiter. Früher hatte ich mich über
ſolche plötzlichen Wandlungen gewundert, ſpäter führte ich
ſie auf den Genuß von Morphium zurück.“

„Und das ſind Jhre ganzen Beobachtungen in dieſer
Sache„Jch fand nach ſeinem Tode im Schreibtiſche meines
Mannes eine kleine gläſerne Spritze und mehrere Flaſchen

mit Morphium.“
„Hm, was haben Sie damit angefangen?“
„Jch vernichtete alles.“
„Nun ſagen Sie ſelbſt, klingt es nicht unglaubhaft,

mißtrquiſch und zweifelſüchtig weſen ſein
was Sie uns da berichten? Jhr Mann ſoll Morphniſt ge

vielleicht Jahre lang, und Sie ſollten es nicht

als Sie immer erklären, Jhr Gatte ließ Sie nie von ſeiner
Seite, Sie mußten immer bei ihm ſein. Auch Jhrem Per
ſonal iſt nichts davon bekannt,
nahm, auch dem Diener nicht, der Jahre lang im Hauſe
war. Das iſt ſchließlich nicht unmöglich, aber daß Sie, die
eigene Frau, nichts davon wußten, klingt reichlich unwahr
ſcheinlich. Wollen Sie nicht lieber geſtändig ſein, Frau
Lindner?“

die großen Augen zu den Vorſitzenden auf.

ein.Wieder griff der Anwalt

Morphiumleidenſchaft ihres Gatten bekannt ſei.

wiſſen. Meine Herren Geſchworenen,
dieſem Eindrucke nicht entziehen können.

ſie fühlt ſich ſo rein, daß ſie zu keiner Lüge greifen will.
„Die

dem Unterſuchungsrichter,

leidenſchaft bei ihrem Gatten nicht beobachtet habe,
nur durch Dr. Bronſart davon wußfte.

einen Blick auf die Geſchworenen geworfen un

geſtellt hatte.
Die Vernehmung ging weiter.

Maja durchlebte in Gedanken noch einmal alle
ſie in jener Nacht empfunden.

(Kortſetzung folgk.)

„Du ſollſt nicht falſch Zeugnis ablegen wider deinen

kritiſierte

Verteidi-

bemerkt haben? Man kann dies um ſo weniger glauben,

daß Jhr Gatte Morphium

Sie ſtarrte in Verzweiflung vor ſich hin. Dann hob ſie
Sie ſah ihn

ruhig und ſchmerzvoll an. „Jch kann nichts anderes ſagen!“
„Es wäre meiner

Klientin ein Leichtes geweſen, zu behaupten, daß T x
a

wäre dann wohl alles erklärt. Daß ſie dies nicht tut, daß ſie
bei der ſtrikten Wahrheit bleibt, auch nicht einen Finger
breit davon abweicht, ſpricht wiederum für ihr reines G

Sie werden ſich
Wolle Frau

Lindner ſich reinwaſchen, ſo hätte ſie anders ausgeſagt. Aber

Sache hat vielleicht doch ein anderes Geſicht.
meinte der Staatsanwalt, „bei der erſten Vernehmung vor

in der erſten furchtbaren Auf
regung hat Frau Lindner ausgeſagt, daß ſie eine t

Nun kann ſie nicht
plötzlich das Gegenteil behaupten.“ Er ſetzte ſich, Von

und Uncchlüſſigkeit in ihren Mienen mit Befriedigung feſt J

Der Todestag und da
Ende Hermann Lindners wurde ausführlich a m
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Preußenparlament
Die Wohnungénot

r Beratung ſteht der Antrag Schmedding (Zentr.)
z dewilligung von Baukoſtenzuſchüſſen zur Be
apfung der Wohnungsnot
in Regierungsvertreter weiſt darauf hin, daß der Antrag
g aus dem September vorigen Jahres ſtammt Seitdem ſind
tohe Reichs-, Staats und Gemeindemittel zur Milderung

v Wohnungsnot zur Verfügung geſtellt und verausgabt
den. Davon entfallen auf Preußen nicht weniger als
Millionen Mark. Der Antrag wird damit überholt ſein.
äbg. Heß (Zentr.): Die Aüfbringung weiterer Mittel wird,
ich höre, in der Weiſe geplant, daß eine Beſteuerung

rNRieter nach der Zimmergzzahl erfolgen ſoll. Das
e nicht unbedenklich, denn es iſt nicht geſagt, daß der Jnhaber
er größeten Wohnung auch der leiſtungsfähigſte iſt. Es wird
ſo die Leiſtungsfähigkeit in erſter Linie mit zu berückſichtigen

t a Wrntſawar m n t Milde-er Wohnungs not wird auch durch die GewährunZeutoſtenguſchüſſen nicht eintreten. hrung
Die Wohnungsnot

z die verſchiedenſten Urſachen. Das Beſchränken der
zutätigkeit während des Krieges, die Rückkehr der
riegs gefangenen und Auslandsdeutſchen, und dann vor
en ſind die Schieber daran ſchuld, die die beſten Wohnungen
n wegnehmen. Ein Mangel der neuen Beinmungen iſt der, daß für Behelfs- und Notwohnungen
ne Zuſchüſſe gewährt werden ſollen, dagegen ſollen auf ver
bare Bauſtoffe Zuſchüſſe gegeben werden. Dieſe Bauſtoffe
aber nicht vorhanden. Zur Deckung der Bau
ſtenzuſchüſſe, die im Wege der Anleihe nicht aufgebracht
hen kann, wird man zu einer beſonderen Beſteuerung greifen
iſen. Ob nun gerade eine Mietsſteuer, die auf die
ſeter fallen wird, die in alten Häuſern wohnen, ſehr begehr-
ſein wird, möchte ich bezweifeln. (Sehr richtig! rechts.)
e Steuer würde den Stempel der Ungerechtigkeit an
Stirn tragen. (Sehr richtigl) Den Kleinſtädten iſt bei
m heutigen Preiſe das Bauen ganz unmöglich geworden. Bei

heiratungen wohnt das jjunge Paar bei den Eltern, dies
zu ungeſunden Zuſtänden und geradezu zur Ee
dung von Menſchenleben. Im Weſten wird die Woh
ingsnot eine dauernde ſein, im Oſten iſt ſie vielleicht
ztübergehend. Das wird ſolange bleiben, bis die
rheitsloſigkeit zur

Abwanderung aus dem Weſten
ingt. Auch die Siedlungsgeſellſchaften haben mit
n Bemühungen, der Wohnungsnot zu ſteuern, nicht den
wünſchten Erfolg gehabt, weil auch ſie heute auf
ere Mittel angewieſen ſind, als bisher. Zu leugnen iſt
t daß die Baukoſtenzuſchüſſe der Bautätigkeit etwas
ofen haben. Wären ſie ausgeblieben, ſo hätte die Bau
keit vollends ruhen können. Die Bau wirtſchaft iſt
en Endes keine Privatwirtſchaft, ſondern Volks
ſttſchaft. Die Arbeitslöhne ſind um 50 Prozent
etiege n. Dazu treten die Koſten für ſoziale Wohl
hrtseinrichtungen. Die BVaukoſten im allgemeinen
h gegenüber denen aus der Friedenszeit um das Sechs bis
ſache geſtiegen und dürften ſpäter auf das Zehn bis Zwölf
e weiter erhöht werden. Was nützen alle Baukoſtenzuſchüſſe,
un die Regierung nicht Maßnahmen treffen kann, um der

fortgeſetzten Preisſteigerung
t Vauſtoffe vorzubeugen? Dies gilt vor allem für die

elz- und Eiſenpreiſe. Gewiſſenloſe
indler und Schieber reißen die wenigen vorhandenen
ſtoffe an ſich und bringen ſie unter der Hand an den Mann.
haben auf dem weſtfäliſchen Truppenübungsplatz ungeheur-
ſtoffmengen gelagert, die guf unverantwortliche Weiſe ver
johen worden ſind. Die Preisſteigerung auf dem Holzmarkt
a ihresgleichen noch nicht gekannt. Eine Preisſteigerung auf
igernaßen ſicherer Grundlagen iſt überhaupt nicht möglich.

Bauſtoffe ſind auch mit Hilfe der Zuſchüſſe nicht mehr zu
haffen. Jch richte an die Regierung die dringende

ſtte, dahin zu wirken, daß für die Ausführung von Holz-
h Eiſenfabrikaten nur Fertigfabrikate zugelaſſen wer

Der Mangel an Holz iſt erklärlich, da wir 22 Prozent des
andes unſeres Staatsbeſitzes verloren haben. Die Eiſen
teiſe, beiſpielsweiſe für Stabeiſen, ſind von 170 Mark für
Tonne ſchon auf 2400 Mark geſtiegen. Bei den Bau

ſtenzuſchüſſen dürfen die Jntereſſen der Deutſchen in
m Oſtmarken nicht vergeſſen werden, gerade ſie leiden unter
Vohnungsnot beſonders. An allen Bauſtoffen herrſcht

ingel. Vor dem Kriege waren 18 000 Ziegeleien im Betrieb,
z ſind es nur noch 200. infolge der Kohlennot. Sie
rizierten früher 1134 Milliarden Ziegel, 1915 nur noch
Rilliarden, 1917 nur noch Millionen. Manche Materiglien
i um mehr als 2000 Prozent im Preiſe geſtiegen. Der Staat
le ſeine reichen Schätze an Kohlen und Eiſen zu
illigen Preiſen zur Verfügung ſtellen. Dadurch würde
Vohnungsnot mehr gelindert, als durch die Bau
fenzuſchüſſe. Die Einführung von Holzhäuſern aus
nerika würde erſt recht viel Geld koſten. Bei allen unſeren
aßnahmen für T Volkswohl dürfen wir unſere großen
rb iten nicht vergeſſen.
Abg. WendelBromberg (Soz.): Der letztere Vorſchlag würde
auf hinauslaufen, daß Holg, Kohle und Eiſen in Zwangs-
ſchaft genommen werden. Man ſollte meinen, daß die
hte dann in erſter Linie die Zwangswirtſchaft der Lebens
el befürworten würde. Aber da will ſie im Gegenteil ab
en. Die Mietsſteuer würde im höchſten Grade ſchädigend
iclen, weil ſich dann viele Familien mit unzureichenden

en begnügen würden.Wa. Schümer (Dem.): Auch wir haben gegen die Mieits
euer die ſchwerſten Bedenken.
Nach kurzer weiterer Ausſprache wird der Antrag als

tledigt erklärt.
Es folgt die Beratung des Antrages Porſch auf Ein

rung eines einjährigen pflichtmäßigen haus-
irtſchaftlichen Unterrichts für alle Mädchen als

e r in der Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Fort
ngsſchule
Abg. Frau Dransfeld (Zentr.) befürwortet den Antrag.
Abg. Frau Hanna (Soz.) hat dagegen Bedenken, daß die

erufsausbildung unter der hauswirtſchaftlichen leiden könne.
Abg. Frau Dönhoff (Dem.) beantragt Ueberweiſung des An

ges an den Ausſchuß für Handel und Gewerbe
Abg. Frau Dr. Spohr (Dn.): Die hauswirtſchaftliche Aus
dung ſollte nicht unter der beruflichen leiden.
Abg. Frau Arendſee (U. S.): Wir können dem Antrag in

vorliegenden Form nicht zuſtimmen. Jch beantrage Ueber
ſing des Antrages an den Unterrichtsausſchuhß.
Abg. Frau Pöhlmann (D. Vp.): Die Frage des hauswirt

m Unterrichts iſt bei dem Dienſtbotenmangel dringend
worden.

V

e Lei der Abſtimmung über die Ausſchußfrage, die durch Aus
ung ſtattfindet, ergibt ſich Beſchlußunfähigkeit des Hauſes.
weſend ſind nur 150 Mitglieder.
Zur Beratung ſteht der Antrag des Haushaltungs-

uſſes, die Regierung möge im Staatenausſchuß dahin
en daß baldigſt eine Reform der Reichsvererung ordnung ausggearbeitet werde.
Abs. LiebelCharlottenburg (Dem.): Jch bitte die Regierung,

die Re ie r eiuführen.
de Lnhna wird grgenerw

Schleich-

Es folgt die Beratung des Antrages Schmittmann, die
Regierung zu erſuchen, die ſtaatlichen Badehäuſer und
Badewohnhäuſer den Krankenkaſſen und Verſicherungs
anſtalten zur Durchführung ihrer Heilerfolge zu ermäßigten
Preiſen zur Verfügung zu ſtellen.

Abg. Dr. Schmittmann (Ztr.) begründet den Antrag.
Jn der Ausſprache wird die Abweſenheit einer Vertretung

des Wohlfahrtsminiſteriums bemängelt, worauf
ein Vertreter des Landwirtſchaftsminiſters erklärt, daß die

Frage der Uebertragung der Bäder auf den Wohlfahrtsminiſter
noch nicht entſchieden ſei. Die Durchführung des Antrages
werde kaum möglich ſein, ohne den Betrieb der Bäder zu ge
fährden. Vergünſtigungen würden wohl ſtets nur von Fall zu
Fall gewährt werden können.

Der Antrag geht an den Ausſchuß für Bevölkerungspolitik.
Sonnabend 12 Uhr: Anträge.

Halle, 28. Februar.
Graf Weſtarp und die Demokraten
Jn der geſtrigen Abend Ausgabe der „Saalezeitung“ be

ſchäftigt ſich ein mit K. Haſſelmann unterzeichneter
Artikel mit dem Vortrag des Grafen Weſtarp. Wenn es ſich hier
um den Studienaſſeſſor Haſſelmann handeln ſollte, der ſich noch
jüngſt bei dem Vortrag des Herrn Dr. Bohnenſtaedt ſo bemerkens-
wert feindjelig verhielt, dann könnte bei ihm jetzt bereits eine
erfreuliche Sinnesänderung konſtatiert werden. Es iſt anzu
erkennen, daß der Verfaſſer des Saalezeitungsartikels ſich be
müht, den deutſchnationalen Verſammlungen ſachlich gevecht
zu werben, wenn auch aus ſeinen Auslaſſungen noch hervorgeht,
daß ſein Denken und Urteilen ſo ſtarr von der Zwangsläufigkeit
der demokratiſchen Vorſtellungswelt h wird, daß ihm das
Verſtändnis für die Ausführungen des Grafen Weſtarp
noch zum größten Teil verſchloſſen bleiben mußte. Man darf
ſich aber wohl der Hoffnung hingeben, daß ſich das mit der Zeit
auch ändern wird, wenn Herr Haſſelmann nur die Zeit finden
könnte, recht oft deutſchnationale Verſammlungen zu beſuchen.
Auf jeden Fall macht ſein Artikel einen ſympathiſcheren Eindruck
als die Verunglimpfung des Bohnenſtaedtſchen Vortrages, welche
die „Saalezeitung' aus der Feder einer „national und demo-
kratiſch denkenden Frau“ veröffentlichte. Herr K. Haſſel
mann beginnt ſeinen Artikel mit folgenden Worten:

„Man macht in deulſchnationalen Verſammlungen immer
dieſelbe Erfahrung: Mit der Geſinnung und dem
Willen der Redner kann jeder von Herzen
einverſtanden ſein. Wird aber nun außerdem eine Auf-
klärung erwartet über den Weg, der aus unſerem Elend
heraus beſſeren Zeiten entgegenführen kang, der wird regel-
mäßig enttäuſcht. Auch beim Vortrag des Grafen W. war
es nicht anders. Gegen den größten Teil ſeiner Kritik an der
Korruption, an den wirtſchaftlichen Verhältniſſen, am Ver-
ſailler Frieden ließ ſich nichts einwenden. Aber auch er machte
nicht einmal den Verjuch, ſeine Kritik an der Regierung durch

r Vorſchläge zu ergänzen. Z. B. in der
irtſchaftsfrage.“
Bei jedem Hörer des Graf Weſtarpſchen Vortrages muß es

eigentlich Verwunderung erregen, daß die poſitiven Vor
ſchläge des Redners ſo gänzlich dem Verſtändnis des Herrn
Haſſelmann entgehen konnten. Durch ſämtliche Ausführungen
des Grafen Weſtarp zog ſich wie ein roter Faden der Nachkoeis
der vollendeten Regierungsunfähigkeit der
gegenwärtigen parlamentariſchen Mehrheitsparteien, und der
Redner ſprach doch wirklich deutlich genug aus, daß in die Re-
gierung Perſönlichkeiten hineingehören, die auch wirklich re
gieren können. Da das ohne Neuwahlen aber nicht
möglich iſt, hat Graf Weſtarp ſo klar und beſtimmt, wie man das
nur ſagen kann, die Forderung nach Auflöſung der Nationalver-
ſammlung und nach Neuwahl des Reichsbages und vor allem des
Reichspräſidenten erhoben. Wenn Herr Haſſelmann insbeſon
dere auf wirtſchaftlichem Gebiet die pofitiven Vor
ſchläge des Grafen Weſtarp überhört hat, ſo wollen wir ihn
nur daran erinnern, daß der Redner die Aufhebung der
Zwangs wirtſchaft und die ſonſtige Förderung der land
wirtſchaftlichen Produktion (durch Abſchaffung des 8-Stunden-
tages, Bereitſtellung von künſtlichen Düngemitteln, Kohlen zum
Dreſchen, uſw.) verlangt hat. Auch die Zuſammenhänge zwiſchen
der Valuta und dem Anſehen und Vertrauen, welches die Re
gierung im Auslande genießt, hat der Redner eingehend und
überzeugend dargelegt. Welche poſitiven Vorſchläge ſich
daraus ergeben, dürfte nicht. allzu ſchwer ſein, zu erkennen.
Der Redner hat ſich übrigens nicht damit begnügt, dieſe Gegen
überſtellung zu machen, ſondern er hat tatſächlich auch die ſich
daraus ergebenden poſitiven Vorſchläge genannt vielleicht
in der feinen Witterung, daß ihn nicht alle Anweſenden
hier verſtehen würden. Jm weiteren Verlaufe ſeines Artikels
gibt Herr Haſſclmann zu, daß mehr gearbeitet werden
muß und ſchreibt dann den tiefſinnigen Satz: „Aber darauf
kommt es ja gar nicht an, was geſchehen muß, ſondern, wie man
es erreicht.“ „Wie man es erreicht“ (nämlich, daß mehr ge
arbeitet wird), darüber, meint Herr Haſſelmann, gingen die An
ſichten bei den Deutſchnationalen und Demokraten auseinander.
Die Auffaſſung der erſteren glaubt er mit folgenden Worten um
ſchreiben zu können:

„Wenn morgen eine Wahl die Deutſthnationale Partei an
die Regierung brächte, mit welchen Mitteln wollte ſie gegenüber

einer Arbeiterſchaft, die ſich in der Revo-
lution ihrer Kraft bewußt geworden iſt, eine
Arbeitserhöhung erreichen, wenn nicht durch Verhandlungen im
Geiſte gegenſeitiger Nachgiebigkeit? Etwa
mit Gewalt? Mit Handgranaten? Wie wird über
haupt das Verhalten einer deutſchnationalen Regierung gegen
über einer Arbeiterſchaft ſein, die in den letzten Jahrzehnten
zum Selbſtbewußtſein erwacht iſt?“

Wir können auch hier nur wieder feſtſtellen, daß Herr Haſſel
mann von den Zielen, von dem Programm der Deutſchnationalen
Volksvartei erſt eine ſehr geringe Kenntnis beſitzt. Wie muß
die Demokratiſche Partei ihre Mitolieder volitiſch „aufklären“,
wenn ein doch immerhin nicht unintellienter Demokrat fragen
kann, ob die Deutſchnationalen die Arbeiterſchaft mit Hand
grangaten zu Mehrleiſtungen zwingen wollten! Die Deutſch
nationale Volkspartei abpvelliert durchaus an die Einſicht der
Arbeiterſchaft und erhofft die Beſſerung durch deren Aufklärung
über die Stagtsnotwendigkeiten im allgemeinen und über die
gegenwärtice troſtloſe Lage Deutſchlands im beſonderen, aller
dings nicht einer Aufklärung auf der Grundlage des Erfurter
Programms, ſondern im Sinne nationaler Erziehung. Das hat
Graf Weſtarv ebenfalls eingehend dargelegt. Die Demokraten
dagegen, erklärt Haſſelmann, wollten die Arbeiterſchaft „zu beſſe-
rer Geſinnung“ „durch eine Zuſammenarbeit mit
der Sozialdemokratie“ erziehen. In welcher Weiſe die
Sozialdemokratie die Arbeiterſchaft „erzogen“ Hhat, dürfte doch
die Zeit ſeit der Revolution genügend gelehrt haben. Und nun
ein „Zuſammenarbeiten“ mit der Sosialdemokratie? Vielleicht
erinnert ſich Herr Haſſelmann des Wortes vom Anhänge-
wagen der Straßenbahn, das Graf Weſtarp geſtern ge
brauchte. Zum Schluß ſchreibt Haſſelmann foldendes:

„Wenn die Deutſchnationalen bei ihrer Kritik beharren
wollen, hätten ſie dann nicht erſt recht die Pflicht zu
eigen, wie ſie die Stgatsgefinnung derrbeiter erwecken wollen? Graf W. hat keine Ant.

wort auf dieſe Frage gegeßen, die die Frage der deutſchen
Zukunft iſ, und deshalb war ch fein Vortyag eine Sub
MAuichung.“

Gewiß iſt es richtig, daß dieſe die tſchZukunft iſt, und man kann nur er der epr T
Haſſelmann die ausführliche Antwort, die Graf Weſtarp
darauf gab, ſo vollſtändig überhören konnte. Gerade dieſe Aus
fibrungen des Redners nahmen einen außerordentlich großen

mfang in ſeinem Vortrage ein, und wir können uns deshalb
verſagen, hierauf zurückzukommen. Wir möchten nur nochmals

Wunſche Ausdruck geben, daß Herr Haſſelmann mit ſeinen
eſinnungügenoſſen noch vecht oft deutſchnationgale

Verſammlungen beſuchen möge auch wenn er ſich da
durch den Unwillen der demokratiſchen Par eileitung zuziehen
ſollte. Dann wird es mit der Zeit ſchon beſſer werden.

Kus dem Haushaltsausſchuß
Weiter will ſich di See

i ich die Stadt an einer Baun e e ei t. iele Arbeiter aus in did erſcheint auch die
Der göe eſer Geſellſchaft mit einem Betrage von 5000

r Verein Kinderhort hat in der Stadt bi ia ennenswerter Weiſe 21 Kinderhorte mit ſtädtiſcher Tier
r unterhalten. Da die Mittel des Vereins beſchränkt ſind

P P Koſten für die Unterhaltung der Horte ſteigen, ſieht ſich
er Verein genötigt, ſeine Tätigkeit erheblich einzuſchränken

iſt in der Zukunft nur noch die Unterhaltung von drei
d möglich. Um die notwendige und ſegensreiche Hortarbeit

n lüheen hat ſich die Stadt entſchloſſen, eigene Horte ein
W ten. Zunächſt ſollen ſechs neue Horte geſchaffen wer-
en mit einem Koſtenaufwande von insgeſamt 175 000 Mark.
e gtigen Ausgaben entſtehen 69 000 Mark. Für Jnventar-
eſ fung ſind 60 000 Mark vorgeſehen. Jeder Hort bekommt

g. eſonders vorgebildete Hortleiterin und eine Gehilfin. Den
indern wird, foweit dies nötig iſt, warmes Mittageſſen verab

reicht werden. Hierfür ſind 86 000 Mark angeſetzt, für Abend-
22 000 Mark. Da es in der Stadt Halle 80 000 arbeitende

Frauen gibt, iſt damit zu rechnen, dàß ſich die Einrichtung
weiterer Horte als Notwendigkeit herausſtelle irechnet damit, daß 48 000 gen dar ueinkommen Lerden. Mark aus Beiträgen der Hortbeſucher

Eine Reihe von neuen Beamtenſtellen ollKFaffen. werden, und zwar beim Tiefbauamt die en eiſes
Diplomingenieurs und die Stellen von fünf Bauſekretären; beim
Hochbauamt ſollen zwei Bauſekretärſtellen geſchaffen werden
ferner die Stelle eines techniſchen Sekretärs. Beim Gas- und
Waſſerwerk kommen die Stellen von zwei Bauſekretären, eines
Telegraphenmeiſters, eines Rohrmeiſters in Betracht, auch ſoll
ein Zeichner angeſtellt werden. Der Etat wird durch die
Schaffung dieſer Stellen nicht belaſtet, da die betreffenden
Stellen bereits inſofern vorhanden ſind, als die entſprechenden
Kräfte bisher auf Privatdienſtvertrag beſchäftigt wurden.

Der Mittellandkanal
Die Stadt Halle für die Südlinie.

Die Regierung hat ſich bekanntlich nicht für die eiandere Linie feſtgelegt, ſondern ſie hat eine Hentſchrift aus ge
arbeitet, welche die Vor und Nachteile der einzelnen Führungen
eingehend darlegt. Dieſe Denkſchrift geht zunächſt an den
Landes-Waſſerſtraßenbeirat Es werden inzwiſchen auch noch
andere Stellen gehört. Sodann erfolgt die Vorlage an die
Preußiſche Landesverſammlung. Die Denkſchrift läßt die Nord-
linie, alſo diejenige, welche die Regierung vor etwa 20 Jahren
vorgeſchlagen hat, völlig fallen. Aufs eingehendſte dagegen wird
die Mittellinie und die Südlinie behandelt. In der Schluß-
betrachtung wird hervorgehoben, daß die Mittellinie in erſter
Linie einem durchgehenden Verkehr dient. Von der Südlinie
wird geſagt:

„Die Südlinie ohne und mit Anſchlußkanal zur Saale und
Nebenanlagen ermöglicht denſelben Durchgangsverkehr in der
Hauvtrichtung wie die Mittellinie, jedoch zu etwas höheren
Frachtſätzen und unter gewiſſen Erſchwerungen bei Kreuzung der
Elbe. Daneben dient ſie in gewerblich hoch entwickelter Gegend
einem bedeutenden Kanalgebietsverkehr, erfüllt alſo alle be
rechtigten Verkehrswünſche. ermöglicht die Anlage einer
größeren Zabl Taſſperren und die Gewinnung von Waſſer
kräften, berührt Magdeburg unmittelbar und e verbeſſert die
Schiffbarkeit der Elbe, iſt aber in der Anlage teurer, verzinſt das
Baukavital nicht ganz ſo gut und bleibt ohne Anſchlußkanal um
ein Geringes in der Summe der frachtwirtſchaftlichen Vorteile
in der Mittellinie zurück. Sie verſpricht indes eine be
ſonders günſtige zukünftige Entwicklung und ergibt nach Ausbau
der Saole und des Leipziger Kanals das höchſte Maß wirtſchaft
licher Vorteile. Die verkehrs wirtſchaftliche Bedeutung der
Mitellinie iſt eine intenſivere, die der Südlinie eine um
faſſendere.“

Jn Magdeburg hatten ſich die ſtädtiſchen Körperſchaften
und die Handelskammer für die Mittellinie ausgeſprochen;
namentlich, weil der jetzige Hafen im Norden der Stadt liegt
und die Mittellinie mit ihrer Einmündung hierauf zugeſchnitten
war. Die Südlinie dagegen wurde dort völlig verworfen, ob-
wobl ſie auch die Stadt berührt, allerdings nicht im Norden,
ſondern im Süden; ſie wurde dargeſtellt als eine Vereinigung
von Jntereſſenten.

Die endgültige Entſcheidung über die Führung die Linie
wird ſeitens der Regierung möglichſt beſchleunigt. Jn Halle
iſt nicht mit künſtlicher Propaganda gearbeitet worden. Die vom
Verein für die Südlinie eingehend bearbeitete Denkſchrift ſowie
die tatſächlichen Verhältniſſe hier ergaben die hohe Be
deutung der Südlinie, wie ſie jetzt von der Regierung
beſtätigt wird. Welche Linie min ausgewählt werden wird, muß
abgewartet werden. Als im Jahre 1901 die Nordlinie von der
Regierung vorgeſchlagen wurde, geſchah dies, ohne daß Rückſicht
quf das mitteldeutſche Induſtriegebiet genommen wurde. Dieſe
Zeiten ſind endgültig vorbei. Die Bedeutung dieſes Gebfetes iſt
ſo unoehener groß, daß der Bau eines Mittellandkangls ohne
ſeine Berückſichtigung nicht mehr denkbar iſt. Das allgemeine
vrlkswirtſchaftliche Jntereſſe erfordert den Bau der Südlinie.

Letzter Schnee? Nach den Sonnentagen, die dem Februar
eigentlich noch gar nicht zuſtanden, folgte geſtern abend ein
jähes Erſchrecken. Flocken, dichte Schneeflocken fielen zur Erde.
Es war, als wollten ſie noch einmal den Uebermut bändigen,
bevor er ſich ganz und gar in lauer Frühfahrsluft austoben
kann. Hoffentlich iſt es der letzte Schnee dieſes Winters: denn
„Märzenſchnee tut jungen Saaten weh“.

Familien- Nachrichten
Todesfälle Am 25. Fehr. Paul Schimpf im 50. Lebens-

jahr. Am 25. Februar Emil Herb ſt. Am 26. Februar
Univerſitätsobervedell a. D. Adolf Meißner im 85. Lebens-
ahr. Am 26. Februar Hermann Wieſenmüller im
9. Lebensjahr. Am 25. Februar Frau Wilhelmine Hauſe

verw. Uhlig geb. Heumann im 72. Lebensjabr. Am 26 Febr.
Emma Scchatz geb. Dieter im 54. Lebensjahr Am 24. Febr.
37 Biertümpel. Am 27. Februar Elfriede Knoll
im 5. Lebensjahr. Am 26, Februar Charlotte Bläske im
22. Lebensjahr. Am 27 Februar Arthur Emil Ebert im
28. Lebensjahr. Am 28. Februar Johanna Wegener geb.
Sieling im 61. Lebensjahr. Am Februar Marie
Schmslling geb. Sickert. Am 28. Februar Klara Neu
mann geb. Späth im S81. Lebentjahr. Am ebruar
t dine 22. Lehengjahe. Am



in Sachſew
Uebernahme der Kleinbahnen durch die Provinz?

Jn Magdeburg behandelte die Kreisverſammlung der
Bewerkſchaft Deutſcher Eiſenbahner und Staatsbedienſteter der
Proving Sachſen in eingehender Weiſe die wegen der Bewird
ſchaftung der Privateiſenbahnen und die Uebernahme dieſer
Bahnen in den Beſitz der Proving und die im Zuſammenhang
ſtehenden Gehaltsfragen. Es wurde folgende Entſchließung an
genommen:

„Die am 22. Februar in Magdeburg tagende Kreisverſamm-
lung, zu der ſämtliche Privateiſenbahner der Proving Sachſen
Vertreter eytſandt haben, geſtattet ſich, dem Provinziallandtag
folgenden Beſchluß zu unterbreiten: In der Provinz Sachſen
werden an Privatbeſitzern und AktienGeſellſchaften unter teil
weiſer finangzieller Beteiligung der Provinz, der Kreiſe und Ge
meinden, 28 Kleinbahnen betrieben. Die Wirtſchaftlichkeit großer
Teile der Provinz iſt von der Leiſtungsfähigkeit und der Auf
recherhaltung der Betriebe abhängig. Es wird beſonders auf
die Bedeutung hingewieſen, die die Kleinbahnen für die Zu und
Awfuhr land wirtſchaftlicher Produktions- und Konſumgüter
haben, ſerner iſt die Jnbetriebnahme großzer induſtrieller Werke
auf die Leiſtungsfähigkeit der Bahnen angewieſen. Die Ver-
ſammlung iſt ſich darüber einig, daß die jetzt beſtehenden Beſitz-
und Betriebeverhältniſfe auf die Dauer unhaltbar ſind und für
die wirtſchaftliche Entwicklung der Provinz Sachſen in der Zu-
kunft die ſchwerſten Folgen haben dürften. Nur durch die Ueber-
nahme der Bahnen durch die Provinz iſt eine erhöhte Wirtſchaft
lichkeit zu erwarten. Sie würde auch den Angeſtellten und
Arbeitern ein den Zeitverhältmiſſen angemeſſenes Einkommen
ſichern, wodurch Dienſtfreudigkeit und Ruhe gefördert wird. Da
die berechtigten Forderungen der Angeſtellten und Arbeiter der
Privatbahnen ſeitens der Geſellſchaften unter dem Hinweis auf
die Unrentabilität abgelehnt ſind, ſteht der Ausbruch neuer,

verer Lohnkämpfe nahe bevor. Schwerſte wirtſchaftliche
obhgen müſſen für die Provinz dadurch entſtehen. Die Kreis

verſammlung fordert die ſofortige Ueberführung der Klein
vahnen in den Beſitz und die Verwaltung der Provinz und bitter
den Landtag, hierzu in ſeiner demnächſt ſtattfindenden Sitzung
endgültig Stellung zu nehmen.

7

Nauendorf (Saalkreis), 27. Febr. Deutſchnatis-
wale Volkspartei.) Unter dem Vorſitz des Gutsbeſitzers
Böttcher fand hier im Gaſthof Franz eine von der hieſigen
Ortsgrupp der Deutſchnationalen Volkspartei einberufene öffent
liche Verſammlung ſtatt, in der Verbandsdirektor Munnecke
Halle über „Die Not Deutſchlands“ ſprach. Die Ausführungen
wurden von den zahlreich erſchienenen Hörern mit größtem
Intereſſe aufgenommen, ſo daß die Verſammlung eine eindrucks
volle Kundgebung für die Einigkeit des geſamten deutſchen
Volkes wurde. Der ebenſo veich an tiefernſten Gedanken und
Vorſchlägen zur Rettung unſeres Vaterlandes, wie feſſelnde
e n er ndruſt, ſo deg u bei allen Anweſenden einen
wachhaltigen Eindruck, ſo auch die Ausſprache ſich in ruhigenund ſachlichen Bahnen bewegte. wrgx tn m ruhige

tek. Naumburg, 26. Febr. (Mehrheits- und unab
hängige Stadtverordnete ſtreiken.) Die jüngſte
Stadtverordnetenſitzung mußte als „Rumpfparlament“
tagen, da die ſogialdemokratiſchen und unabhängigen Stadtver
ordneten bei Beginn der öffentlichen Sitzung den Saal verlaſſen
hatten als Proteſt gegen die poligeiliche, aus Sicherheits- und
feuerpolizeilichen Gründen angeordnete Beſchränkung der Zu
et di die r rer für diesmal noch nicht in Geltung

ſetzt haben wollten. ie Sitzung nahm t einmäßigen Verlauf. Knng nahe font Aronunge
n. Köthen, 27. Febr. (Kirchenraub.) Räuber drangenin der borletzten Nacht in die Kirche des benachbarten Dorfes

ehringen ein und raubten den aus rotem Samt be
enden Altar- und Tauftiſchbehang ſowie ſämtliche Tücher

und Stickereidecken mit echter Klöppelſpitze. Entgangen ſind den
Ginbrechern aber die anderen Wertſachen, Tauf- und Abend-
mahlsgefäße ſowie die ſilbernen Altarleuchter, die eingepackt
Na wer ver re n ein r der Kirche haben die

äuber zertrümmert, eingedrungen ſind ſie jedoch durch diemittels Nachſchlüſſel geöffnete Hintertür. s t W
Braunſchweig, 26. Februar. (Landwirieta ietraten heute die Amtsvereine der ar ſcheſe ter

ihrer Generalverſammlung zuſammen. Landesökonomierat
Pommer ſprach über die Lage der Land wirtſchaft. Er wies auf
den Rückgang der Anbaufläche im Lande Braunſchweig hin und
betonte, daß unſerer Ernährung große Gefahr drohe, wenn die
Regierung nicht rechtzeitig Maßnahmen treffe, um die land
wirtſchaftliche Produktion durch ausreichende Preiſe und Liefe-
rung von Kunſtdünger ſicherzuſtellen. Jm übrigen forderte der
Redner die Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Ein Vertreter der
braunſchweigiſchen Regierung wies darauf hin, daß die Auf-
hebung der Zwangswirtſchaft unter den heutigen Verhältniſſen
noch nicht in Ausſicht geſtellt werden könne; für die wichtigſten
Lebensmittel müßte ſie aufrechterhalten bleiben. Die braun-
ſchweigiſche Regierung teile in dieſer Hinſicht die Auffaſſung der
Reichsregierung. Die Verſammlung legte Proteſt ein gegen die
ſteuerliche Belaſtung der Land wirtſchaft. Nachmittags tagte eine
Verſammlung der landwirtſchaftlichen Frauenvereine.

Volkswirtſchaft
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und O iginal- Meldungen der
volts wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Vom rheiniſch weſtfäliſchen Wertpapiermarkte
Mitteilungen des Bankhauſes Gebrüder Stern in Dortmund.)

Der zur Behandlung ſtehende Berichtsabſchnitt war einer
der lebhafleſten und aufgeregteſten der letzten Monate. Auf dem
Kohlenkuxenmarkte kam das Angebot für die Mehrheit
der Kuxe der Gewerkſchaft Ewald der berufsmäßigen Unter-
wehmung überraſchend und führte zu einer erheblichen Steigerung
für alle Werte des Marktes. Bei einzelnen von ihnen, wie Ewald
felbſt, Conſtantin dr Große, König Ludwig, Lothringen, Helene u.
Amalie uſw. betrugen die exploſivartigen Steigerungen an einem
einzigen Tage zwiſchen 80——50 000 M. Jn mittleren und
leichten Werten waren ſie geringer, aber immerhin bet die
Beſſerung in Diergardt-Kuxen etwa 10000 M., wie überhaupt
das Intereſſe für linksrheiniſche Unternehmungen vecht lebhaft
war. Am Braunkohlenmarkte zogen unter Führung der
mitteldeutſchen Werte ſämtliche Kuxe und auch Zukunftsaktien
ſprungweiſe an. Am Kalimarkte wirkten Nachrichten über
einen außerordentlich ſtarken Verſand und über große Gewinne,
die den Gewerkſchaften aus Auslandslieferungen zufließen, an
regend an. Stürmiſcher Verkehr entwickelte ſich in faſt allen
Werten des Marktes und auch hier konnten ſich für eine Reihe
von ihnen Steigerungen zwiſchen 5—18 000 M. n Sehr
viel größer war die Erhöhung noch für WintershallKuxe. Jn
dieſe lebhafte Aufwärtsbewegung fiel die Erhöhung des Kurſes
der Reichsmark. Die Spekulation horchte auf und nahm ſofort
gu den ſtark geftiegenen Preiſen Glattſtellungen vor. Bei der
nun plötzlich ausſetzenden Nachfrage führten dieſe Verkäufe in
der zweiten Hälfte der jimgſten Woche auch am Kuxenmarkte zu
einer ſcharfen Abſchwächung des Preisſtandes, aber auf den neuer-
üchen Kursrückgang der Reichsmark trat zu Beginn der Woche
eine Erholung des e ſeit gen von denSchwankungen machten in äſſiſchen ernehmun u h a n h

re

en wardet auf Mitteiklungen, daß ſich die vemnächſt
ſtattfindende Abfindung der deutſchen Gewerken unter günſtigen
Vorausſetzungen vollziehen werde. Bei der Niederſchrift dieſes
Berichtes iſt die Stimmung wieder feſt und die Kurſe ſind, aller
dings bei etwas ruhigerem Verkehr, in langſames Stoeigorung
begriffen.

Die Ausländer auf der Leipziger Meſfe. Koder Prag Werden
2 Amerikaner, 80 Italiener mit dem Handelsattechee der Ge-
fandtſchaft, eine Anzahl Ruſſen aus Odeſſa, eine größere Zahl

umänen, auch Franzoſene und Engländr zur Meſſe kommen.
ks ſind etwa 120 amtliche Meßausweiſe an Ausländer ver

ſchiedener Nationalität, die ſich augenblicklich in Prag aufhalten,
von dem ehrenamtlichen Vertreter des Leipziger Meßamts in
Prag ausgeſtellt worden, der außerdem zahlreiche Beſuche von
dieſen Herren erhielt und ausführliche Auskünfte über die Meſſe
geben mußte. Die einzelnen Länderabordnungen werden mit
dem tſchechiſchen Sonderzuge in Leipzig ankommen.

Bedeutende Erhöhung des Zinkpreiſes. Der Zinkhüttenver-
band hat beſchloſſen, die Zinkpreiſe von 650 Mark um 350 Mark
auf 1000 Mark für 100 Kilogramm hinaufzuſetzen.

Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. f. d. dt. Elektro.
Notiz.) 4476 Mark.

Elbeſchiffahrt. Am 27. Februar traf Kahn Nr. 68 in
ein.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die neuerliche Verſchlechterung des

Markkurſes im Auslande gab der Kaufluſt für ausländiſche
Werte und Valutapapiere neue Nahrung. Stürmiſch geſtaltete
ſich die Aufwärtsbewegung beſonders in ſüdafrikaniſchen Kolo-
nialpapieren, von denen Pomona um 1500, Otavi über 100 ge
wannen. Auch Kolonialanteile und Sloman ſtiegen ſehr be
eutend. Beſonderes Jntereſſe zeigte ſich auch für Kanadagktien,

ferner in Petroleumwerten. Weniger erheblich geſtaltete ſich
die Beſſerung am Montanmarkte, wo als weſentlich höher
Plönix mit zeitweilig mehr als 25proz. Beſſerung, und Rheiniſche
Braunkohlen mit 30proz. Beſſerung, ſowie Thale mit ziemlich
40progz. Beſſerung den Vorrang behaupteten. Von Elektrizitäts
aktien ſtiegen nur A. E. G. mit 10prozentiger Beſſerung. Farb-
werte zeigten keine gleichmäßige Beſſerung. Das Geſchäft lenkte
im Verlaufe im allgemeinen in ruhige Bahnen; doch behielt die
Haltung ihr feſtes Ausſehen. Von Anlagewerten hoben ſich ein
g mexikaniſche Anleihen erheblich. Für deutſche Anleihen

errſchte keine einheitliche Tendenz. Gebeſſert waren einzelne
Reichs und preußiſche Schatzanweiſungen. Oeſterreichiſche und
ungariſche Anleihen ſtellten ſich meiſt etwas beſſer. Die Börſe
ſchloß unter Gewinnrealiſierungen im allgemeinen etwas abgs-
ſchwächt.

Produktenbericht. Am Produktenmarkte blieb die Forderung
für Hafer feſt. Der Preis erhöhte ſich zum Teil. Starke Nach-
frage herrſchte nach wie vor für gute Erbſen. Jn Peluſchken
konnten beträchtliche Aufträge ſeitens der Mühlen wegen zu
hoher Preisforderungen nur zum Teil ausgeführt werden.
Ackerbohnen wurden wenig verlangt. Luvinen wurden zu ge
werblichen Zwecken verlangt. Rübenſchnitzel wurden weniger be
gahlt. Rauhfutter blieb feſt.

Berliner Metallnotiernngen:
Berlin, Februar. Preiſe für 100 kg in Mark. RaAnade

Kupfer: *700/3800. Elektrolytkupfer: Orig.- Hütten Weich
blet: 1750- 1800. Hüſtten-Rohzink: 1000, desgl. im freien Verkehr:
1675-—1700. Orig. Hütten- Aluminium: 6100-6200. Banca-Straits
Billton-Binn: 14300 14500, e 99 Hüſten Zinn
98 99 ReinNickel 8000/8100. Antimon-Regulus:

Hafernotiernngen:
Berlin, 27. Febr. Anländiſcher Hafer, für 1009 ke in Martk,

loto ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn 45899 ſofor
tige Abladung 4650 4770 Mk. Tendenz: feſt.

Deviſen-Notierungene e Berlin, 27. Februwr.

Geld Brief G eld Brief
Amſterd. Rotterd. 3596 8704 New-Hork 100,50 100,70
Brüſſel Antwerp. 7212 723 Paris 639,/30
Chriſtiania 158 1691 Schweiz 1598Kopenhagen 1474 1477 Spanien 1718
Stockholm 843 1847 Wien laltee) 99,95

Helſingfors Oeſterreich abgeſt. 37.46

den 100,159 rag

ondon Budapeſt 85,96
Im freien Verkehr wurden nieht amtlieh ermittelt
Deutsche Werte Dontsche Erdöl4 Deutsche Schatz- Deutsehe Gaszzlühl--
scheine VI-IX Deutsche Kali5 S Deutsche Reichsanl. Dentsehe Waff. n. Mun,4 v Donnersmarkhütte3 Döring u. Lehrmannv v Dürkoppwerke4 Preuss. Konsols Piberfeider Farben

p 2 2 2 e Engelhard Brauerei

e v PFelten u. Gui leaume4 Char). Stadtanl. 89/99 Gasmotoren Deutz
4 Magdeb Stadtanl. 91/06 Gebhardt u. Co.
4 m. Sächs. landschatft-

liche Pfandbriefs
Gebhardt u. Köni
Gelsenkirech. Bergb.

4 Preuss. Centr.- Bod.-
Pfandbriefe

Glanziger Zuckerfbr.
Hallesche Maseh.-Fabr.

4 Preuss. Hypot. Bank
Pfandbriefe 1911

Hann. Maseh.
4 Dessauer Gas- Oblig.

Harpener Berg
Hasper Tisen

v Hirseh KupferAuslünd. Werte Höchster Farbw.
4 Oesterr. Kron.-Rente
4 VUngar. Gold-Rente
4 Vngar. Kronen-Rente
VFisenbahn-Aktien:
Halberstadt -Blankenb.
Halle-Hettstedter
Schantungbahn
Allg. Lokal-Str
Gr. Berl. Str.
Magdeburger Str.-B.
Lux. Prinz Heinrich. -B.
Orientbahn
Schiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfschiff
Nordd. Lloyd

Bankenm:
Bank für Thür.
Berl. Handelsges.
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner Bank
Credit-Anst. Leipzig
AMitteld. Kreditbank

n Privat-Bank
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank
Industrie- Aktien
Schultheiss- Brauerei Stollberger Zjnkh.
Akt. t. Anilin Strals. SpielkartenAllgem. Elektr.-Ges. Terra“, Samen-A.- G.Ammendorfer Papioerf. Phale-isonhüttoAnhualter Kohlenw. Triptis- Akt. Ges.
Annaberger Steingut Türkische TabakregieBadische Anilin er. KLöln-RottweilerBerwann, Rlekt. Akt Glanzetoff Elbert.Berl. Masch.- Bau Wegelin u. HübnerBismarckhütte Wersech.-Welssenf. Brk.Bochumer GuBatahl Woesterexeln-AlkaliChem. Fabrik Buekan Wittener Gugstahl
Chem. Griesheim Wrede-MulzeroiChem. v. Hey don oitzer Maseh.Consolidation Schalko 420, eillstott Walde
Cröllwitzer Papierfabr. Otavi-Minen

Tendenz fagt.

2400-2500.

Hoesch PDisen u. Stahl
Hobenlohe- Werke
Humboldt-Masch.
Ilse-Berghbau
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt.
Kyffhänserhütte
Lahmeyer u. Co.
Landw. Bank d. Pr. Sa.
Lauchhammoer
Laurahütte 8
Lingel. Erfurt
Linke u Hofmann.
Ludwig Loewe u.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Maschinenfabr. Buckan
Oberschl. Eisenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. KokswerkeOrenstein u. Koppoel

Phönix-Bergb
Rhein. Metall- Vor
Rhein StahlwarenRiebeck. Montan
Rombacher Hütten

ositner Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Maseh.
Hugo Schneider u. Co
Schuekert u. Co.
Siemens u. Halsxe
Stettiner Chamotto
Stettiner Vulkan

eutsoh-I, bu r u

Kirchl. Anzeigen von Halle u. Vororte

Sonntag Reminiſzere, den 29. Februar 1920.
Zu U. L. Frauen: Vorm. 10 Uhr P. Fritze (Chorgeſang), Kind.

gottesdienſie: Vorm. 11 Uhr P. Fritze (Gertraudenkapelle)113 Uhr P. Knoblauch (Reformrealgymnaſium). Abends 6 Uhr d n.
depfarrer Jahr (Gertraudenkapelle). Donnerstag abends 6 Uhr Paſſion

predigt (Gertraudenkapelle): P. Fritze. Marthahaus (Sovttſtraße 6——8) Mittwoch abends 8*4 Uhr Wochenandacht: P. Lie phien

St. Ulrich: Vorm. 10 Uhr Vikar Ett Vorm. in Uhr z.
Kindergottesdienſt (Martinſchule P. Heintke. Nachm. 2 Uhr ſt
gottesdienn (Kirche); Oberpf. Richter. Abende 6 Uhr Derſelbe. V
woch abends 6 Uhr Pa ſio 8gottesdienſt: Vikur Ett. tit

Oſubezirt (Krondorjernr. „a): Vorm. 10 Uhr Kandidat Nugſ
Vorm 11 Uhr Kindergottesdienſt: P. Thiede. alt

Johanneskirche: Vorm. 10 Uhr P. Tiſcher. Kindergottest ken
Vorm. 11 Uhr P. Tiſcher, mittags 12 Uhr P. Butz, nachm. e
P. Faßmer. Nachm. 4 Uhr Prüfung der Konfirmanden P. i
Abends 6 Uhr P. Faßmer. Freitag abends 8 Uhr Paſſionsgon,

dienſt P. Kinde vater. gotteBergmannstroſt: Nachm. 4 Uhr P. Tiſcher.
Zu St. Moritz: Vorm. 10 Uhr Oberpf. Keller. Vorm, t un

Kindergottesdienſt; Derfelbe, Nachm. 5 Uhr P. Voigt. Veichte

heil. Abendmahl: Derſelbe. uHoſpital Vorm. 8 Uhr Obervpf. Keller.
St. Georgen: Vorm. 10 Uhr P. Dr. Vahldieck. Kindergott

dienſie: Vorm. 11 Uhr in der Kirche P. Witte, Uhr inKapelle P. Hellmann, nachm. 2 Uhr in der Kapelle P. Giſeke. Na
5 Uhr Vikar Jahr. Mittwoch abends 8 Uhr Paſſionsgottesdienſt in
Kopelle: P. Hellmann. Paul Riebeck-Stift: Sonntag vorm. on
Vikar Jahr. Provinzial Blindenanſtalt: Sonntag vorm. 10 ig
P. Hellmann. Donnerstag nachm. 5 Uhr Kindergottesdienjt; Tetſelß

Domkirche (reform. Gemeinde): Vorm. 10 Uhr Domprediger
D. Lang. Vorm, 11 Uhr Kindergottesdienſt; Dombred. Lie v
mann. Abends 6 Uhr liturgiſcher Gottesdienſt (Kirchenchor):; Don
Geh. Konſ.-Rat Joſephſon. Dienstag abends 8 Uhr bibliſche Beſprean
Kl. Klausſtr. 12. Freitag abends 8 Uhr Paſſionsandacht; Dompr
Geh. Konſ.-Rat Joſephſon.

St. Laurentiuskirche: Vorm. 10 Uhr P. Förſler. Nachm. 2
Kindergottesdienſt (Ge meindehaus P. Wagner Abends 6 Uhr u
Gemeindehaus. Mittwoch obends 6 Uhr Paſſionsgottesdienſt (Gemeind
haus P. Waoner.

St. Stephanunskirche: Vorm. 10 Uhr P. Dr. Hagemeyer. Von
112 Uhr Kindergottesdienſt im Gemeindehaus Derſ lbe. Aben
a Uhr im Gemeindehaus; P. Förſter. Abends 8 Uhr Familienaben
im Gemeindehaus; P. Or. Hagemeyer, P. Butz: „Argentinin
Aueéwanderungsland“. Donnerstag abends 8 Uhr Paſſionsgotteedien
(Gemeindehans): P. De. Hagemeyer.

Diakoniſſenhaus: Vorm. 10 Uhr P. Knak. Mittwoch abends s
3. Paſſionsandacht Sup. Moehr.

Pauluskirche: Vorm. 10 Uhr P. Haberland Abendmahl Kinde
gottesdienſte im Gemeindehaus: Vorm. 11 Uhr P. Haberland, nach
2 Uhr Kandidat Rudloff. Nachm. 34 Uhr Hanna-Gemeinſchaf
P. Haberland. Nachm. 5 Uhr Kandidat Pipphardt (Gemeindehang
Dienstag abends 8 Uhr III. Paſſionsſtunde (Gemeindehaus); P. Tee
Donnerstag abends s Uhr Gemeinſchafteſtunde (Gemeindehaus): P. Valſ

St. Bartholomäuns: Vorm. 10 Uhr Vikar Wind. Vorm. 113
Kindergott sdienſt: Derſelbe. Abends 6 Uhr P. Kunitz. Mittwoch aber
s Uhr Paſſionsgottesdienſt; P. Kunitz. Freitag abends 8 Uhr Vihe
beſprechung Peſtalozziſtr. 4; Sup. Hellwig.

St. Petrus: Vorm. 10 Uhr P. Kunitz. Vorm. 11 Uhr Kinde
Derſelbe. Mittwoch abends 6 Uhr Paſſionsgottesdienſt

Kunitz.
Halle-Trotha: Vorm. 10 Uhr P. Bode. Mittwoch abends 8

Paſſionsgottesdienſt P. Dr. Jenrich.
Evang.luth. Gemeinde Weidenplan 4: Vorm. 10 Uhr Gottesdie
Stadtmiſſionshaus Weidenplan 4): Sonntag abends s

Evangeliſationsverſammlung P. Winterberg. Nachm. 5 Uhr Veſ
junger Mädchen. Dienstag abends 8 Uhr Bibelſunde. Mittn
abends S Uhr Chriſtl. Verein junger Mädchen. Freitag abends s
Allgem. Gebetsſtunde. Blaukreuzfamilienabende: Dienstag abenk

Uhr Hohenzollernſtr. 12, Freitag abends 8 Uhr Pehſalozpiſtr.
Sonnabend abends 84 Uhr Weidenplan 4. Filiale Schmiedſtr.
Donnerstag abends S Bibelſtunde.

Bund Halleſcher Gemeinſchaften. 1. Domgemeinſchaft Kl. Kla
ſtraße 12: Dienstag abends Uhr Bibelſt. m. Beſprech. 2. Gemeinſch
der Johannesgemeinde Lauchſtädterſtr. 28: Sonntag abends 8 Uhr allge
Gemeinſchaſtsſtunde. 3. Paulus- Gemeinſchaft Hohenzollernſtraße
Dienstag nachm. 5 Uhr Gemeinſchaftsſiunde. 4. Gemeinſchaft der
Stadtmiſſion Weidenplan 4: Dienstag abends 8 Uhr Bibelſtunde.

Chriſtliche Gemeinſchaft Margaretenſtr. 5: Sonntag vorm. l
Kinderſtunde, nachm. 45 Uhr und abends 8 Uhr Vortrag von Kauf
Rohwedder, Mittwoch abends 8 Uhr Vereinigung junger Mädche
Donnerstag abends 8 Uhr Bibelſtunde.

Gemeinſchaftsſäle, Alte Promenade 8. Sonntag vorm 101
Bibelnunde, vorm. 11 Uhr Kinderſtunde, abends S Uhr öffenſſit
Vortrag von Herrn Otto Samuel. Donnerstag abends 8 Uhr Vi
beſprechſtunde.

Friedenskirche (Baptiſten) Ludwig Wuchererſtr. 39: Vorm.
Gebetsandacht, vorm. 91/, Uhr Gottesdienſt (Pred. Klinger), vorm. l
12 Uhr Kindergottesdienſt, nachm. 4 Uhr Gottesdienſt. An'cließ
mitteibar Jugendverein. Mittwoch abends 8 Uhr Gebetſtunde (Pr
Klinger). Nietleben (Quellgaſſe 220): Vorm. 9/, Uhr Go
dienſi, vorm, 11-12 Uhr Kindergotteedienſt, nachm. 3 Uhr Gott
dienſt (Pred. Klinger). Donnerstag abends 6 Uhr Verſamml
(Pred. Klinger).

Methodiſten Gemeinde (Aktusgebäude des Pädagoeiums
Franckeſchen Stiſtungen, Eingang WaiſenhausApotheke Sonntag voll
9r Uhr Einweihungs-Gottesdienſt, vorm. 11 Uhr Sonntageſchule, ab
8 Uhr Gottesdienſt mit Gefangsvorträgen und Deklamationen. Donner
abends 8 Uhr Bibelſtunde.

St. Franziskus u. Eliſabethkirche Morg. 7 Uhr Frübmeßſſe, vor
8 Uhr hl. Meſſe mit Predigt, 9/, Uhr Kindergottesdienſt, 0 Uhr Hoch
mit Predigt, abends 6 Uhr Faſtenpredigt und Andacht. Donneistaa ab
6 Uhr Herz JeſuAndacht. An den Wochentagen ſind morgens 7
8 Uhr hl. Meſſen.

St. VarbaraKapelle (Barbaraſtr.): Vorm. 9 Uhr Hochamt
Predigt, nachm. Uhr Segensandacht.

St. Norbertkirche (HalleGiebichenſtein): Vorm. s Uhr Frühme
10 Uhr Hochamt, abends 7 Uhr Faſtenandacht mit Predigt und Segen

Diemiz: Vorm. 9x Uhr Piedigtaottesdienſt 10 Uhr Kindergot
dienſt: Piarrer Petzold. Freitag abends 84 Uhr bibl. Beſprechung

Pfarrhaufe. VatAmmendorf: Vorm. 10 Uhr Gottesdienſt P. Balthaſar. Na
1 Uhr Kindergottesdienſt; Derſelbe. Mittwoch abends 7 Uhr Poſſi
andacht'; P. von Stein. Beeſener Kirche Vorm. 10 Uhr Gott
dienſt: P. von Stein.

Radewell Vorm. 10 Uhr Hauptgottesdienſt
Vorm. 11/, Uhr Kindergottesdienſt; Diakon Sann.
8 Uhr Wochenabendmahl P. Balthaſar-Ammendorf.
der Gäſte wird vorher im Pfarrhaus erbeten.

Böllberg: Nachm. 2 Uhr Gottesdienſt: P. Nitzſchke.
Wörmlitz Vorm. 9 Uhr Gottesdienſt P. Nitzſchle.
Paſſendorf: Vorm. 8 Uhr Frühgottesdienſt. Freitag vo

10 Uhr Pajſfionsandacht.
Dölau Vorm. S Uhr Predigt Hilſspred Krammiſch.
Let in Vorm. 11 Uhr Predigt; Hilfspred. Krammiſch
Seeben: Vorm. 10 Uhr P. D. Jenrich.

Wettiner Kirchennachrichten.
Sonntag Reminiſzere, den 29. Februar 1920.

Nikolaikirche: Vorm. 9 i Uhr Overpf. Jeſchke. Vorm. 103

Kindergottesdienſt; Derfſelbe.
Burgkirche Vorm. 91 Uhr Buropred. Calaminus.
Döblitz Nachm. 1 Uhr Leſgottesdienſt.
Zaſchwitz: Nachm. 1 Uhr Oberpf. Jeſchke.

Berantwortlich: Kelmut Pätthes
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